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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

3 StR 186/16 
vom 

18. Oktober 2016 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

1.  

2.  
 

 

 

 

wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern u.a. 
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Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung der Beschwerde-

führer und des Generalbundesanwalts - zu 2. auf dessen Antrag - am 

18. Oktober 2016 gemäß § 206a Abs. 1, § 349 Abs. 2 und 4, § 354 Abs. 1 

StPO einstimmig beschlossen: 

1. Auf die Revisionen der Angeklagten gegen das Urteil des 

Landgerichts Trier vom 11. Januar 2016 wird 

a) das Verfahren eingestellt, soweit die Angeklagten in den Fäl-

len 178-180 der Urteilsgründe verurteilt worden sind; im Um-

fang der Einstellung fallen die Kosten des Verfahrens und 

die notwendigen Auslagen der Angeklagten der Staatskasse 

zur Last; 

b) der Tenor des vorbezeichneten Urteils, soweit es den Ange-

klagten M.       S.    betrifft, im Schuld- und Strafausspruch 

dahin geändert, dass der Angeklagte  

aa) wegen sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen in 

72 Fällen, davon in 36 Fällen in Tateinheit mit schwerem 

sexuellen Missbrauch von Kindern und in weiteren 36 

Fällen in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch von Kin-

dern unter Auflösung der Gesamtfreiheitsstrafe aus dem 

Beschluss des Amtsgerichts Trier vom 19. Juli 2011 - 

8053 Js 17350/10 - 34 Ds - und unter Einbeziehung der 

Einzelstrafen aus den Urteilen des Amtsgerichts Trier 

vom 22. September 2010 - 8053 Js 17350/10 - 34 Ds - 

und des Amtsgerichts St. Wendel vom 11. März 2011 - 

11 Ds 66 Js 2261/10 (455/10) - zu einer Gesamtfrei-
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heitsstrafe von vier Jahren und sechs Monaten verurteilt 

ist, und  

bb) wegen sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen in 

105 Fällen, davon in 54 Fällen in Tateinheit mit schwe-

rem sexuellen Missbrauch von Kindern und in weiteren 

51 Fällen in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch von 

Kindern, sowie wegen sexueller Nötigung in drei Fällen 

zu einer weiteren Gesamtfreiheitsstrafe von fünf Jahren 

verurteilt ist;  

c) das vorbezeichnete Urteil, soweit es die Angeklagte Ma.     

S.    betrifft, 

aa) im Schuldspruch dahin geändert, dass die Angeklagte 

der unterlassenen Hilfeleistung in drei Fällen schuldig ist; 

bb) im Ausspruch über die Gesamtstrafe aufgehoben; je-

doch bleiben die zugehörigen Feststellungen aufrecht-

erhalten. 

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die verbleibenden Kosten 

des Rechtsmittels, an eine andere Strafkammer des Landge-

richts zurückverwiesen. 

2. Die weitergehenden Revisionen werden verworfen. 
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3. Der Angeklagte M.         S.      hat die verbleibenden Kosten 

seines Rechtsmittels und die der Nebenklägerin dadurch ent-

standenen notwendigen Auslagen zu tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten M.        S.    wegen sexuellen 

Missbrauchs von Schutzbefohlenen in 180 Fällen, davon in 93 Fällen in Tatein-

heit mit schwerem sexuellen Missbrauch von Kindern und in weiteren 87 Fällen 

in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch von Kindern, sowie wegen sexueller 

Nötigung in drei Fällen unter "Einbeziehung der Einzelstrafen aus dem Ge-

samtstrafenbeschluss des Amtsgerichts Trier vom 19. Juli 2011 - 8053 Js 

17350/10.34 Ds -, dessen Gesamtfreiheitsstrafe aufgelöst wird und in Wegfall 

kommt", zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und sechs Monaten 

und einer weiteren Gesamtfreiheitsstrafe von fünf Jahren verurteilt. Gegen die 

Angeklagte Ma.      S.     hat es wegen sexuellen Missbrauchs von Schutzbe-

fohlenen in Tateinheit mit schwerem sexuellen Missbrauch von Kindern in drei 

Fällen und wegen unterlassener Hilfeleistung in drei weiteren Fällen auf eine 

Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und neun Monaten erkannt. Dagegen 

wenden sich die jeweils auf die Rüge der Verletzung materiellen Rechts sowie 

auf Verfahrensbeanstandungen gestützten Revisionen der Beschwerdeführer. 

Die Rechtsmittel haben den aus der Entscheidungsformel ersichtlichen Erfolg; 

im Übrigen sind sie unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. 
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1. Soweit das Landgericht die Angeklagten in den Fällen 178-180 der Ur-

teilsgründe jeweils wegen sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen in Tat-

einheit mit schwerem sexuellen Missbrauch von Kindern verurteilt hat, fehlt es 

an der Verfahrensvoraussetzung einer Anklageerhebung und demzufolge auch 

an der eines Eröffnungsbeschlusses, so dass das Verfahren gemäß § 354 

Abs. 1, § 206a Abs. 1 StPO einzustellen ist. 

a) Mit der unverändert zur Hauptverhandlung zugelassenen Anklage war 

dem Angeklagten M.        S.     , soweit hier von Bedeutung, zur Last gelegt 

worden, in der Zeit von September 2009 bis zum 20. Oktober 2011 wöchentlich 

bei mindestens zwei Gelegenheiten mit der Nebenklägerin sexuelle Kontakte 

initiiert zu haben, die grundsätzlich gleichförmig verlaufen seien: Er habe zu-

nächst unter der Kleidung des Kindes an den Brüsten und im Schambereich 

manipuliert, es dann ganz oder teilweise ausgezogen und an ihm ungeschütz-

ten Vaginal- und Oralverkehr praktiziert, wobei er beim Oralverkehr den Kopf 

des Mädchens jeweils fest an seinen Intimbereich gedrückt habe; damit habe 

er sich in 218 Fällen des schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern in Tat-

einheit mit sexuellem Missbrauch von Schutzbefohlenen und Vergewaltigung 

schuldig gemacht. Der Angeklagten Ma.     S.    war vorgeworfen worden, in 

mindestens der Hälfte der Fälle "räumlich und zeitlich anwesend" gewesen zu 

sein und die Handlungen des Angeklagten wahrgenommen zu haben; gleich-

wohl habe sie als Mutter des Kindes jedes Mal nicht eingegriffen und dadurch 

die jeweiligen Tatbestandsverwirklichungen durch den Angeklagten M.       

S.      gefördert und ermöglicht. 

b) Nach den Feststellungen des Landgerichts kam es im Zeitraum vom 

17. Januar 2010 bis zum 20. Oktober 2011 zu 177 Taten der in der Anklage 

beschriebenen Art, wobei die Strafkammer angenommen hat, dass nur bei  
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wöchentlich einer Gelegenheit der Angeklagte den Oral- oder Vaginalverkehr 

mit der Nebenklägerin vornahm und sie bei einer zweiten Gelegenheit nur an 

der Brust und im Schambereich berührte und sich von ihr manuell befriedigen 

ließ oder dies vor ihr selbst tat. In den Fällen des Oralverkehrs habe er keine 

Gewalt angewandt. Betreffend die Angeklagte Ma.      S.    hat das Landgericht 

festgestellt, dass sie jedenfalls bei drei Gelegenheiten hinzukam, wenn der An-

geklagte M.        S.      an der Nebenklägerin sexuelle Handlungen vornahm, 

und das Zimmer wieder verließ, ohne die Taten zu unterbinden oder der  

Nebenklägerin anderweitig zu Hilfe zu kommen.  

Darüber hinaus hat das Landgericht zu den Fällen 178-180 der Urteils-

gründe Folgendes festgestellt: An zwei nicht genau feststellbaren Tagen in der 

Zeit zwischen Fastnacht und dem 20. Oktober 2011 kam es dazu, dass die bei-

den Angeklagten die Nebenklägerin gemeinsam sexuell missbrauchten. Die 

Initiative dazu ging von dem Angeklagten M.         S.      aus, die Angeklagte 

Ma.     S.     beteiligte sich ihm zuliebe. In beiden Fällen begaben sich die An-

geklagten gemeinsam mit der Nebenklägerin ins Elternschlafzimmer, entkleide-

ten jedenfalls deren Oberkörper und die Angeklagte Ma.      S.    streichelte sie 

an der Brust und am gesamten Oberkörper. Der Angeklagte M.       S.      

schaute zunächst nur zu, streichelte die Nebenklägerin dann aber auch selbst 

an der Brust und an der Scheide (Fälle 178-179 der Urteilsgründe). Bei einer 

weiteren Gelegenheit begaben sich die Angeklagten aufgrund eines gemein-

samen Tatentschlusses gemeinsam mit der Nebenklägerin ins Schlafzimmer 

und entkleideten sie vollständig. Auf Aufforderung des Angeklagten M.        

S.    führte die Angeklagte Ma.      S.      einen Dildo in die Vagina der Neben-

klägerin ein; der Angeklagte M.       S.     beobachtete dies zunächst und be-

gann später - sexuell erregt - die Nebenklägerin an Brust und im Schambereich 

zu streicheln (Fall 180 der Urteilsgründe).  
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Eine Nachtragsanklage, die diese Begehungsweisen zum Gegenstand 

hatte, ist nicht erhoben worden. 

c) Die auf diese Feststellungen gestützte Verurteilung der Angeklagten 

wegen mittäterschaftlich begangenen sexuellen Missbrauchs von Schutzbefoh-

lenen in Tateinheit mit schwerem sexuellen Missbrauch von Kindern in drei Fäl-

len hat keinen Bestand; das Verfahren ist insoweit einzustellen. Das von der 

Strafkammer festgestellte Geschehen weicht so deutlich von den in der Ankla-

geschrift geschilderten geschichtlichen Vorgängen ab, dass es sich nicht mehr 

als eine von der Anklage bezeichnete Tat im Sinne von § 264 Abs. 1 StPO dar-

stellt. Hierzu gilt: 

Gegenstand der Urteilsfindung ist nur die in der Anklage bezeichnete Tat 

im Sinne des § 264 Abs. 1 StPO. Allerdings hat das Gericht die angeklagte Tat 

im verfahrensrechtlichen Sinne erschöpfend abzuurteilen; zur Tat in diesem 

Sinne gehört das gesamte Verhalten der Angeklagten, soweit es mit dem durch 

die Anklage bezeichneten geschichtlichen Vorkommnis nach der Lebensauf-

fassung einen einheitlichen Vorgang darstellt. In diesem Rahmen muss das 

Tatgericht seine Untersuchung auch auf Teile der Tat erstrecken, die erst in der 

Hauptverhandlung bekannt werden (st. Rspr.; vgl. BGH, Urteil vom 

20. November 2014 - 4 StR 153/14, juris Rn. 5; Beschlüsse vom 27. November 

2011 - 3 StR 255/11, NStZ 2012, 168, 169; vom 10. November 2008 - 3 StR 

433/08, NStZ-RR 2009, 146, 147). Diese Umgestaltung der Strafklage darf aber 

nicht dazu führen, dass die Identität der von der Anklage umfassten Tat nicht 

mehr gewahrt ist, weil das ihr zugrunde liegende Geschehen durch ein anderes 

ersetzt wird (BGH, Urteil vom 30. Oktober 2008 - 3 StR 375/08, juris Rn. 8).  
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So verhält es sich indes hier: In den Fällen 178-180 der Urteilsgründe 

weichen die Feststellungen der Strafkammer hinsichtlich der Modalitäten der 

Tatbegehung so erheblich vom Anklagevorwurf ab, dass mit ihnen andere als 

die angeklagten Taten beschrieben sind. Nach dem dargelegten, der Anklage-

erhebung zugrunde liegenden Ermittlungsergebnis war die Nebenklägerin über 

Jahre hinweg Opfer einer Vielzahl von gleichartigen sexuellen Übergriffen des 

Angeklagten M.        S.     , die hinsichtlich der jeweiligen Tatzeit nicht näher 

bestimmt werden konnten. Hinsichtlich der Tatorte nannte die Anklageschrift 

jeweils drei Zimmer in den beiden von den Angeklagten und der Nebenklägerin 

bewohnten Wohnungen, ohne die einzelnen Taten bestimmten Räumen zuord-

nen zu können. Lediglich die Art und Weise der Tatverwirklichung war - wenn 

auch in allen 218 Fällen gleichartig - konkret beschrieben. Der gegen die Ange-

klagte Ma.      S.    erhobene Vorwurf knüpfte an diese Tatschilderung an, in-

dem die Anklageschrift ihr zur Last legte, jeweils nicht eingegriffen zu haben, 

um die Taten zu verhindern.  

Diese Fassung des Anklagesatzes begegnet zwar entgegen der Auffas-

sung der Angeklagten Ma.      S.     keinen durchgreifenden Bedenken, denn 

bei einer Vielzahl sexueller Übergriffe gegenüber Kindern, die - wie hier - erst 

nach Jahren angezeigt werden, ist eine Individualisierung nach Tatzeit und 

exaktem Geschehensablauf nicht durchgehend möglich. Dies steht einer An-

klageerhebung gleichwohl nicht entgegen; die Anklageschrift erfüllt in diesen 

Fällen ihre Umgrenzungsfunktion, wenn sie den Verfahrensgegenstand durch 

den zeitlichen Rahmen der Tathandlungen, die Nennung der Höchstzahl der 

innerhalb dieses Rahmens begangenen Taten, das Tatopfer und die wesentli-

chen Grundzüge des jeweiligen Tatgeschehens bezeichnet (vgl. BGH, Urteile 

vom 11. Januar 1994 - 5 StR 682/93, BGHSt 40, 44, 46 f.; vom 29. Juli 1998  

- 1 StR 94/98, BGHSt 44, 153, 154 f.; vom 22. Oktober 2013 - 5 StR 297/13, 
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NStZ 2014, 49 mwN). Ist in diesen Fällen im Wesentlichen die Art und Weise 

der Tatbegehung konkret geschildert, kommt dieser Beschreibung indes maß-

gebliche Bedeutung für die Individualisierung der zum Gegenstand der Anklage 

und später des Eröffnungsbeschlusses gemachten Taten zu (vgl. BGH, Be-

schluss vom 27. November 2011 - 3 StR 255/11, NStZ 2012, 168, 169). Wei-

chen die in der Hauptverhandlung festgestellten Verhaltensweisen davon in 

wesentlichen Punkten ab, handelt es sich bei diesen nicht mehr um von der 

Anklage umfasste Vorwürfe. 

Vorliegend zeichneten sich die Anklagevorwürfe dadurch aus, dass allein 

der Angeklagte M.       S.      die Nebenklägerin sexuell missbraucht und die 

Angeklagte Ma.      S.      dies teilweise bemerkt und nichts dagegen unter-

nommen habe. Davon weicht die in den Fällen 178-180 der Urteilsgründe fest-

gestellte gemeinsame Vorgehensweise - noch dazu im Fall 180 unter Verwen-

dung eines in der Anklageschrift nicht erwähnten Dildos - so erheblich ab, dass 

sich diese Übergriffe auf die Nebenklägerin als andere prozessuale Taten dar-

stellen, die das Landgericht nicht ohne die - hier fehlende - Erhebung einer 

Nachtragsanklage zum Gegenstand einer Verurteilung machen konnte. 

2. Die Verfahrensrügen der Angeklagten bleiben - soweit es auf sie nach 

der teilweisen Einstellung des Verfahrens noch ankommt - aus den Gründen 

der Antragsschriften des Generalbundesanwalts ohne Erfolg. 

3. Die auf die erhobene Sachrüge veranlasste umfassende Überprüfung 

des Urteils hat keine Rechtsfehler zu Ungunsten der Angeklagten ergeben. Mit 

Blick auf die vorgenommene Teileinstellung des Verfahrens gilt Folgendes: 
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a) Der dadurch bedingte Wegfall der Einzelstrafen in den Fällen 178-180 

der Urteilsgründe lässt den Strafausspruch gegen den Angeklagten M.       

S.      im Übrigen unberührt. Die erste verhängte Gesamtfreiheitsstrafe von vier 

Jahren und sechs Monaten wird davon ohnehin nicht betroffen, weil diese ohne 

Einbeziehung dieser Einzelstrafen gebildet worden ist. Angesichts der nach der 

Teileinstellung verbleibenden Einzelstrafen von 51 mal zwei Jahren und 54 mal 

drei Jahren und neun Monaten schließt der Senat aber auch aus, dass das 

Landgericht ohne die drei weggefallenen Strafen auf eine niedrigere Gesamt-

freiheitsstrafe als fünf Jahre erkannt hätte; dies gilt auch eingedenk des Um-

stands, dass die Einsatzstrafe von vier Jahren und zwei Monaten im Fall 180 

der Urteilsgründe verhängt worden ist. 

Allerdings war der Tenor des Urteils entsprechend der Anregung des 

Generalbundesanwalts so neu zu fassen, dass sich schon aus ihm und nicht 

erst aus den Gründen ergibt, wegen welcher Taten der Angeklagte zu welcher 

Gesamtstrafe verurteilt worden ist (vgl. BGH, Beschluss vom 18. August 2015  

- 1 StR 305/15, NStZ-RR 2015, 305). 
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b) Bei der Angeklagten Ma.      S.     bedingt der Wegfall der in den Fäl-

len 178-180 der Urteilsgründe verhängten Einzelstrafen von zweimal zwei Jah-

ren und zwei Monaten und einmal zwei Jahren und neun Monaten mit Blick auf 

die verbleibenden Einzelstrafen von dreimal sechs Monaten hingegen den 

Wegfall der Gesamtfreiheitsstrafe; diese muss neu zugemessen werden. Die 

dazu getroffenen Feststellungen werden von dem Rechtsfehler jedoch nicht 

betroffen und können deshalb bestehen bleiben (s. § 353 Abs. 2 StPO). 

Becker                                              Gericke                                           Tiemann 

                          Berg                                                   Hoch 
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